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RECHT UND KAPITALMARKT

Bis Ende Juni mˇssen
Unternehmen eine

Schlussabrechnung einreichen
Was bei der Prˇfung und m˛glichen Rˇckzahlung von Coronahilfen wichtig ist

Von Elske Fehl-Weileder und Stefan
Schwindl *)
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Im Anbetracht der zahlreichen Her-
ausforderungen, vor denen Unterneh-
men angesichts der sich teils ˇberlap-
penden Krisen derzeit stehen, wirken
die wirtschaftlichen Auswirkungen
der Corona-Pandemie mitunter wie
eine Krise aus der Vergangenheit.
Gleichwohl haben viele Unternehmen
immer noch mit ihnen zu kämpfen.
Fakt ist: Die staatlichen Hilfspakete
während der Coronakrise haben viele
Gesellschaften vor einer existenziel-
len finanziellen Schieflage gerettet
und die Insolvenzen auf einem niedri-
gen Niveau gehalten. Nun – fast drei
Jahre nach dem Start der Überbrˇk-
kungshilfe I – steht bei vielen krisen-
gebeutelten Firmen jedoch die Über-
prˇfung und die m˛gliche Rˇckzah-
lung von gewährten Hilfen an.

Ungˇnstiger Zeitpunkt

Bis spätestens 30. Juni 2023 mˇs-
sen die Unternehmen eine Schlussab-
rechnung einreichen. Dieser grund-
sätzlich richtige Vorgang kommt an-
gesichts der Multi-Dauerkrise jedoch
fˇr die Unternehmen zur denkbar un-
gˇnstigsten Zeit. Denn die wirtschaft-
liche und finanzielle Erholungsphase
lässt – anders als bei der Konzeption
der Hilfsprogramme gedacht – immer
noch auf sich warten. Die Rˇckforde-
rung von Coronahilfen kann dazu
fˇhren, dass viele Unternehmen da-
durch in eine finanzielle Schieflage
geraten und die Zahl der Insolvenzen
stark zunimmt. Denn ˇber so man-
chem Unternehmen hängt ein mitun-
ter Millionen Euro schweres Corona-
hilfen-Damoklesschwert.
Alle Unternehmen, die Überbrˇk-

kungshilfe erhalten haben, sind ver-
pflichtet, selbst aktiv zu werden. Den
Stichtag 30. Juni zu reißen, ist nicht
ratsam. Und auch ein Aussitzen fˇhrt
im Fall der Schlussabrechnung nicht
dazu, dass die Rˇckzahlung nach
dem Motto ,,Wo keine Schlussabrech-

nung, da keine Rˇckforderung‘‘ ent-
fällt. Die Hilfen sind in beiden Fällen
vielmehr in voller H˛he zurˇckzuzah-
len. Hinzu kommt, dass den Unter-
nehmern und Geschäftsleitern dar-
ˇber hinaus strafrechtliche Konse-
quenzen drohen.
Über die Angaben in der Schlussab-

rechnung besteht zumindest die M˛g-
lichkeit, die H˛he der Rˇckzahlung zu
reduzieren. Umso wichtiger ist es fˇr
Geschäftsleiter, sich mit der Schluss-
abrechnung so bald wie m˛glich zu
befassen – gerade auch wegen des
großen operativen und administrati-
ven Aufwands fˇr die Einreichung
der Abrechnung. Sie muss zwingend
von einem prˇfenden Dritten abgege-
ben werden, also einem Steuerberater
oder Wirtschaftsprˇfer.
Die Schlussabrechnung dient dazu,

die ursprˇnglich im Antrag fˇr die fi-
nanziellen Hilfen gemachten Anga-
ben zu ˇberprˇfen. Da die Zeit fˇr
die Beantragung mitunter knapp ge-
wesen ist und es schnell gehen muss-
te, basieren diese Angaben beim ein
oder anderen Unternehmen durchaus
auf Schätzungen. Anhand der Diffe-
renz zwischen den Zahlen in der
Schlussabrechnung und den (ge-
schätzten) Angaben im Antrag be-
misst sich die H˛he der Rˇckzahlung.
Es ist also wichtig, genau zu prˇfen,
wie die Zahlen fˇr die Schlussabrech-
nung aussehen. Hinzu kommt, dass
sich die F˛rderbedingungen der Über-
brˇckungshilfen kontinuierlich geän-
dert haben, was bei der Schlussab-
rechnung ebenfalls berˇcksichtigt
werden muss.
Erhaltene finanzielle Hilfen mˇssen

die Unternehmen auch dann zurˇck-
zahlen, wenn der Umsatzrˇckgang
nicht durch die Auswirkungen der Co-
rona-Pandemie begrˇndet war. Das
zu belegen, ist jedoch alles andere als
einfach. Eindeutig coronabedingt ist
der Rˇckgang lediglich, wenn das Un-
ternehmen in der Pandemie schließen
musste – Stichwort Lockdown.Musste
es das nicht, wird der Nachweis eines
coronabedingten Umsatzrˇckgangs

mitunter zu einer großen Herausfor-
derung.
Denn Materialengpässe, der Man-

gel an Fachkräften oder andere Ursa-
chen, dass Aufträge nicht bearbeitet
werden konnten, zählen nicht per se
als Grˇnde fˇr einen coronabedingten
Umsatzrˇckgang. Gerade in den er-
sten Programmen gab es dieses Krite-
rium zudem nicht. Das fˇhrt dazu,
dass sich Unternehmer, Geschäftslei-
ter, aber auch Wirtschaftsprˇfer und
Steuerberater, bei der Frage ,,War
der Umsatzrˇckgang coronabedingt?‘‘
in den Schlussabrechnungen in einem
rechtlichen Bereich bewegen, zu dem
es bis dato noch keine Rechtspre-
chung gibt.

Sonderfall Firmenverbˇnde

Einen Sonderfall bei der Schlussab-
rechnung stellen Unternehmensver-
bˇnde dar, fˇr die grundsätzlich alle
genannten Punkte relevant sind. Ei-
nen solchen Verbund stellt bereits
eine GmbH&Co. KG dar, die rein
rechtlich gesehen aus zwei miteinan-
der verbundenen Gesellschaften be-
steht. Die zusätzliche Besonderheit
ist, dass – unabhängig von der Zahl
der Unternehmen im Verbund – nur
ein Unternehmen fˇr den gesamten
Verbund eine Schlussabrechnung ein-
reichen darf.
Wenn – aus welchen Grˇnden auch

immer – in einem Unternehmensver-
bund 2020 oder 2021 mehrere Unter-
nehmen eines Verbundes gesondert
Hilfen beantragt und erhalten haben,
muss dies in der Verbundsschlussab-
rechnung zwingend korrigiert und
zusammengefasst werden, was mit
zusätzlichem Aufwand verbunden
ist. Auch hier gilt: Abgerechnet wird
zum Schluss!
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*) Dr. Elske Fehl-Weileder ist Rechts-
anwältin bei Schultze&Braun und
Stefan Schwindl Wirtschaftsprˇfer
und Steuerberater bei der MTG
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